
Stellungnahme der Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
DCV zum Entwurf (Stand 04.12.2006) der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des DCV und ihrer Wahlordnungen 
 
 „Rechtsnormen für den Inhalt der Arbeitsverhältnisse kommen zustande durch 
Beschlüsse von Kommissionen, die mit Vertretern der Dienstgeber und Vertretern 
der Mitarbeiter paritätisch besetzt sind.“ (Art. 7 Abs. 1 Satz 2 Grundordnung) Die-
ser Grundsatz wird überall dort verlassen, wo der Ordnungsgeber über den Ord-
nungstext in diese Parität eingreift.  
Den Erwartungen und Hoffnungen der Mitarbeiterseite nach den Beratungen und 
Ergebnissen der Delegiertenversammlung des DCV als Ordnungsgeber im Okto-
ber 2006 wird der vorgelegte Entwurf bei weitem nicht gerecht. Die Mitarbeitersei-
te sieht auch in diesem Entwurf erneut den Versuch, das Kräfteverhältnis inner-
halb des Arbeitsrechtsregelungsverfahrens zu Lasten der Mitarbeiterseite zu ver-
schieben (z.B. Festlegung der Bandbreiten in der Ordnung, Zuweisung hoher 
Kompetenzen an die nicht paritätisch besetzte Einrichtungsebene).  
 
Wir nehmen zu den aus unserer Sicht gravierendsten Punkten Stellung: 
 
1. Zusammensetzung 
Die Mitarbeiterseite setzt sich weiterhin für die Beibehaltung einer starken Bun-
deskommission ein und lehnt eine Aufspaltung in eine Beschluss- und Verhand-
lungskommission ab. Die Arbeitsstruktur der Sprechergruppen soll beibehalten 
werden.  
Die Bundeskommission setzt sich zusammen aus je 27 Vertretern der Dienstneh-
mer- und der Dienstgeber-Seite. Die Vertreter der Mitarbeiterseite werden in den 
jeweiligen (Erz-) Bistümern in zwei Wahlgängen gewählt: 
In einem ersten Wahlgang wird der Vertreter für die Bundeskommission gewählt. 
Dieser ist gleichzeitig Mitglied der für seinen Dienstsitz zuständigen Regional-
kommission. In einem zweiten Wahlgang wird das zweite Mitglied der Regional-
kommission gewählt. Letzteres ist der persönliche Stellvertreter des Mitglieds der 
Bundeskommission. Aus jeder Diözese werden damit zwei Vertreter der Mitarbei-
terseite in die jeweilige Regionalkommission gewählt. 
In der Bundeskommission hat damit jedes Hauptmitglied einen persönlichen Stell-
vertreter. Es findet keine Stimmrechtsübertragung statt.  
Demgegenüber gibt es in der Regionalkommission keine persönliche Stellvertre-
tung. Hier ist die Stimmrechtsübertragung möglich.  
 
Die Mitarbeiterseite erkennt die Notwendigkeit einer Regionalisierung an. Vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen aus der Arbeit in den Unterkommissionen ist für uns 
die Einrichtung von vier Regionalkommissionen einzig zielführend. Dieser Zu-
schnitt ist das Ergebnis der Einigung beider Seiten der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission vom Februar 2005 unter Vermittlung des Ältestenrates: 
 
Region I: Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Mecklenburg-

Vorpommern, Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt 
 
Region II: Nordrhein-Westfalen 
 
Region III: Rheinland-Pfalz, Hessen, Thüringen, Saarland, Sachsen 
 
Region IV: Bayern, Baden-Württemberg 
 
 
 



2. Zuständigkeiten der Bundeskommission und der Regionalkommissionen 
Die Mitarbeiterseite spricht sich für den Erhalt bundeseinheitlicher arbeitsvertrags-
rechtlicher Richtlinien als verbindendes und verbindliches Element der gesamten 
deutschen Caritas aus.  
Daher ist ausschließlich die Bundeskommission zuständig für alle Bereiche des 
Arbeitsvertragsrechts im Bereich des Deutschen Caritasverbandes. In den Teilbe-
reichen Höhe aller Vergütungsbestandteile, Umfang der regelmäßigen Arbeitszeit, 
Umfang des Erholungsurlaubs und für einrichtungsspezifische Regelungen kann 
sie Bandbreiten festlegen. Innerhalb dieser Bandbreiten können die Regional-
kommissionen eigene Regelungen treffen.  
In jedem Fall haben Regelungen der Bundeskommission Vorrang vor Regelungen 
einer Regionalkommission.  
Die Bundeskommission kann nur über das Vermittlungsverfahren „unter Entschei-
dungsdruck“ gesetzt werden, nicht aber durch in der Ordnung vorgegebene Hand-
lungs- und Entscheidungsfristen.   
 
3. Einrichtungsspezifische Regelungen 
Für einrichtungsspezifische Regelungen sind die Regionalkommissionen zustän-
dig. Einrichtungsleitung und Mitarbeitervertretung können unabhängig voneinan-
der oder gemeinsam begründete Anträge an die zuständige Regionalkommission 
stellen. Für diese Anträge sind der Regionalkommission alle Unterlagen vorzule-
gen, die diese für ihre Entscheidung benötigt.  
 
4. Vermittlungsverfahren:  
Die Mitarbeiterseite spricht sich im Wesentlichen für die Beibehaltung des bisheri-
gen Vermittlungsverfahrens aus. Sowohl eine Zwangsschlichtung als auch die 
Feststellung eines „unabweisbaren Regelungsbedürfnisses“ lehnen wir ab. Die 
Entscheidung des Vermittlungsausschusses bedarf der Zustimmung der jeweiligen 
Kommission mit der absoluten Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder (= 50 % der 
Mitglieder + 1). 
 
5. Rechtsstellung der Mitglieder und Kostenerstattung  
Die Mitarbeiterseite fordert, dass die Freistellung im erforderlichen Umfang erfolgt. 
Der Ersatz der Personalkosten ist in erforderlichem Umfang zu gewähren.  Das 
heißt:  
• für die Mitglieder der Regionalkommission mindestens 25 %, 
• für den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden der Regional-

kommission jeweils mindestens zusätzliche 25 %, 
• für die Mitglieder der Bundeskommission mindestens zusätzliche 25 %,  
• für die Mitglieder der Sprechergruppe der Bundeskommission mindestens zu-

sätzliche 50 % 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten. 
Die erforderlichen Sachkosten werden ebenfalls erstattet. 
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